
 

Z W E C K V E R B A N D  

V O L K S H O C H S C H U L E  R H E I N - E R F T  
 

 An der Synagoge 2 
 50321 Brühl 
 Telefon: 02232 94507-0 
 Telefax: 02232 94507-47 
 E-Mail: vhs@vhs-rhein-erft.de 
 
 
 Brühl, 27. Oktober 2023 
 

 
Einladung 

 
 
Hiermit lade ich Sie zur 86. Sitzung der Verbandsversammlung ein. 
 
Die Sitzung findet statt 
 

 

 

am Freitag, 08. Dezember 2023, 

um 17.00 Uhr 

Alte Kölner Straße 26, 50259 Pulheim 

Ratssaal im Rathaus Pulheim 
 
 

 
 

 

 

 

 

 
Dr. Sebastian Nellesen 

Vorsitzender der 
Verbandsversammlung 
 
 



ZWECKVERBANDSVERSAMMLUNG DER VHS RHEIN-ERFT 
 
 
TAGESORDNUNG Sitzung am 08. Dezember 2023 
DER 86. VERBANDSVERSAMMLUNG in Pulheim 
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Haushalt für das Jahr 2024 
Beratung und Beschlussfassung über den Entwurf der Haushaltssatzung und 
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TOP 4 – Bestimmung von Stimmzählern 
 
Zur Vorbereitung der Wahlhandlung und zur Ermittlung des Ergebnisses sind mehrere 
Stimmzähler zu benennen. 
Benannt werden: 
 
1. 
2. 
3. 
  
 
TOP 5 – Wahl der/des Vorsitzenden der Verbandsversammlung 
 
Für die aktuelle Wahlperiode wurde Dr. Sebastian Nellesen zum Vorsitzenden der 
Verbandversammlung gewählt. Da er aus dem Rat der Stadt Pulheim ausgeschieden ist, 
erlischt auch seine Mitgliedschaft in der Verbandsversammlung. Daher muss ein neuer 
Vorsitzender gewählt werden. 
Nach § 15 Abs. 4 Gesetz über kommunale Gemeinschaftsarbeit (GkG NRW) in Verbindung 
mit § 6 Abs. 4 der VHS-Verbandssatzung wählt die Verbandsversammlung aus ihrer Mitte für 
die Dauer der kommunalen Wahlperiode die Vorsitzende/den Vorsitzenden und eine 
stellvertretende Vorsitzende/einen stellvertretenden Vorsitzenden. 
Da weder das GkG NRW noch die VHS-Verbandssatzung Vorschriften über die 
Wahlhandlung enthalten, gelten auch hierfür analog die Vorschriften der Gemeindeordnung, 
§ 50 Abs. 2 GO NRW. 
Danach erfolgt die Wahl, wenn das Gesetz nichts anderes bestimmt oder wenn niemand 
widerspricht, durch offene Abstimmung, sonst durch Abgabe von Stimmzetteln. 
Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der gültigen Stimmen erhalten hat. Nein-Stimmen gelten 
als gültige Stimmen.  
Nach § 50 Abs. 5 GO NRW zählen bei Beschlüssen und Wahlen Stimmenthaltungen  und 
ungültige Stimmen zur Feststellung der Beschlussfähigkeit, nicht aber zur Berechnung der 
Mehrheit mit. 
Sofern es mehrere Kandidatinnen oder Kandidaten gibt und keine/r die erforderliche 
Mehrheit erreicht, findet zwischen den beiden Personen mit den höchsten Stimmzahlen eine 
engere Wahl statt. Gewählt ist, wer in dieser engeren Wahl die meisten Stimmen auf sich 
vereinigt. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los. 
 
 



 

Verwaltungsleiter VHS-Direktor Verbandsvorsteher 

   
 

2 

 
Aus der Mitte der Verbandsversammlung wird/werden folgende Person/en zur Wahl als 
Vorsitzende/r vorgeschlagen: 
 
1. 
2. 
3. 
 
Die Mehrheit der gültigen Stimmen erhält ________________________. 
Sie/er ist damit zur/zum Vorsitzenden der Verbandsversammlung gewählt. 
Sie/er nimmt auf Befragen die Wahl an. 
 
 
TOP 6 – Einführung der/des Vorsitzenden der Verbandsversammlung 
 
Die/der Vorsitzende der Verbandsversammlung wird in das neue Amt eingeführt.  
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TOP 7 -  Jahresabschluss der VHS Rhein-Erft zum 31.12.2022 
  Feststellung des Jahresabschlusses 2022 und Entlastung des 

Verbandsvorstehers 
 
 
Gemäß § 18 des Gesetzes über Kommunale Gemeinschaftsarbeit (GkG NRW) in Verbindung mit 
§ 95 der Gemeindeordnung NRW (GO NRW) wird der Verbandsversammlung der von der 
Verwaltung aufgestellte und vom Verbandsvorsteher bestätigte Jahresabschluss für das 
Haushaltsjahr 2022 einschließlich des Anhangs, des Lageberichts sowie der Prüfungsbericht des 
Rechnungsprüfungsamtes der Stadt Brühl und Wesseling mit dem Bestätigungsvermerk zur 
Beratung und Beschlussfassung zugeleitet. 
 
Der vom Rechnungsprüfungsamt der Stadt Brühl und Wesseling geprüfte Jahresabschluss der 
VHS Rhein-Erft zum 31.12.2022 weist einen Jahresfehlbetrag in Höhe von 161.902,36 € auf. 
 
Nach § 18 GkG NRW in Verbindung mit § 96 GO NRW hat die Verbandsversammlung den 
geprüften Jahresabschluss durch Beschluss festzustellen und zugleich über die Verwendung des 
Jahresüberschusses oder die Behandlung des Jahresfehlbetrages zu beschließen. Ebenso 
entscheidet die Verbandsversammlung über die Entlastung des Verbandsvorstehers. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
a) Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes Volkshochschule Rhein-Erft nimmt den 

Bestätigungsvermerk des Prüfungsamtes der Stadt Brühl vom 17. November 2023 zur 
Prüfung des Jahresabschlusses der VHS Rhein-Erft zum 31.12.2022 einschließlich des 
Anhangs und des Lageberichts zur Kenntnis. Der geprüfte Jahresabschluss zum 31.12.2022 
wird hiermit festgestellt. 

 
b) Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes Volkshochschule Rhein-Erft beschließt, den 

Jahresfehlbetrag in Höhe von 161.902,36 € über eine Bestandsveränderung der bestehenden 
Forderungen an die Verbandskommunen abzuwickeln. 

 
c) Die Verbandsversammlung erteilt dem Verbandsvorsteher die uneingeschränkte Entlastung. 
 



Verwaltungsleiter VHS-Direktor Verbandsvorsteher 

   
 

Z W E C K V E R B A N D  

V O L K S H O C H S C H U L E  R H E I N - E R F T  
 
 
 

Z W E C K V E R B A N D S V E R S A M M L U N G  
 

 

◼ TISCHVORLAGE  Sitzung am: 

  zur Beschlussfassung ◼ ÖFFENTLICHER TEIL 08. Dezember 2023 

 ◼ zur Kenntnisnahme  NICHTÖFFENTLICHER TEIL Tagesordnungspunkt 

 NIEDERSCHRIFT  Nr.: 8 

 
 
TOP 8 - Jahresbericht des Direktors 
 
Der Direktor der VHS berichtet mündlich über die Arbeit im Jahr 2023 und über die Planung 
und die Aussichten für das Jahr 2024. Dabei wir das Programmangebot, die personellen 
Veränderungen, die Situation bei den Unterrichtsräumen, die finanzielle Lage und 
Entwicklung erläutert.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Verbandsversammlung nimmt den Jahresbericht des Direktors zur Kenntnis. 
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TOP 9 -  Haushalt für das Jahr 2024 

Beratung und Beschlussfassung über den Entwurf der Haushaltssatzung 
und des Haushaltsplans nebst Anlagen 

 
Gemäß § 7 Abs. 2 Buchst. c) der Satzung des Zweckverbandes Volkshochschule Rhein-Erft 
in der zurzeit geltenden Fassung in Verbindung mit den §§ 8 und 18 Abs. 1 des Gesetzes 
über kommunale Gemeinschaftsarbeit (GkG NRW) in der zurzeit geltenden Fassung und 
den §§ 75 ff. der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der 
zurzeit geltenden Fassung, wird der Verbandsversammlung der vom Verbandsvorsteher 
festgestellte Entwurf der Haushaltssatzung für 2024 mit Haushaltsplan und weiteren Anlagen 
zur Beratung und Beschlussfassung zugeleitet. 
 
Ab dem Haushaltsjahr 2024 ist keine Bilanzierungshilfe mehr zu bilden. 
 
Gesetz zur Isolierung der aus der COVID-19-Pandemie und dem Krieg gegen die 
Ukraine folgenden Belastungen der kommunalen Haushalte im Land Nordrhein-
Westfalen (NKF-COVID-19-Ukraine-Isolierungsgesetz - NKF-CUIG) vom 29.09.2020 
 
Am 17. September 2020 hat der Landtag Nordrhein-Westfalens das Gesetz zur Isolierung 
der aus der COVID-19-Pandemie folgenden Belastungen in den kommunalen Haushalten 
und zur Sicherung der kommunalen Haushaltsfähigkeit sowie zur Anpassung weiterer 
landesrechtlicher Vorschriften erlassen. 
 
Das NKF-CUIG (Stand 10.11.2023) ermöglicht es, die durch die Covid-19-Pandemie für die 
Jahre 2020 bis 2023 (§ 4 Abs. 2 NKF-CUIG) und infolge des Krieges gegen die Ukraine für 
das Jahr 2023 und der mittelfristigen Finanzplanung (§ 4 Abs. 3  NKF-CUIG) entstehenden 
Haushaltsbelastungen zu kompensieren. 
 
Für die Haushaltsjahre 2020 bis 2023 ist die Bildung einer Bilanzierungshilfe für die Covid-19 
Belastungen und für das Haushaltsjahr 2023 und der mittelfristigen Finanzplanung ist die 
Bildung einer Bilanzierungshilfe für Belastungen infolge des Krieges gegen die Ukraine im 
Jahresabschluss vorgesehen. Die Bilanzierungshilfe wird auf der Aktivseite der Bilanz 
gesondert abbildet und darf ab dem Jahr 2026 linear über maximal 50 Jahre abgeschrieben 
werden (§ 6 Abs. 1 NKF-CUIG). Ab dem Jahr 2025 entsteht somit erstmalig eine eigens zu 
finanzierende Ergebnisauswirkung. Außerplanmäßige Abschreibungen sind zulässig, soweit 
sie mit der dauernden Leistungsfähigkeit des Zweckverbandes in Einklang steht (§ 6 Abs. 3 
NKF-CUIG). 



Verwaltungsleiter VHS-Direktor Verbandsvorsteher 

   
 

Die Volkshochschule Rhein-Erft hat für die Jahre 2020 und 2021 eine Bilanzierungshilfe in 
Höhe von 331.073,88 € (2020: 197.350,37 € und 2021: 133.723,51 €) gebildet, die ab dem 
Jahr 2026 geplant mit jährlich 6.621,48 € abgeschrieben werden soll. 
 
Im Haushaltsjahr 2022 musste die geplante Bilanzierungshilfe in Höhe von 427.100,00 €, im 
Rahmen der Abgrenzung nach CUIG, nicht in Anspruch genommen werden. 
 
Im Jahr 2025 steht dem Zweckverband mit Aufstellung des Haushaltes für das Jahr 2026 
das einmalige Recht zu, die gebildete Bilanzierungshilfe ganz oder in Teilen gegen das 
Eigenkapital erfolgsneutral auszubuchen. Über die Entscheidung ist ein Beschluss der 
Verbandsversammlung für den Beschluss über die Haushaltssatzung herbeizuführen. Eine 
Überschuldung darf dadurch weder eintreten noch eine bereits bestehende Überschuldung 
erhöht werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Verbandsversammlung beschließt die Haushaltssatzung mit dem Haushaltsplan und den 
weiteren Anlagen für das Jahr 2024 in der Fassung des vorliegenden Entwurfs. 
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TOP 10 -  Satzung zur Änderung der Satzung des Zweckverbandes Volkshochschule 

Rhein-Erft 
 
Am 1. Januar 2022 ist das novellierte Weiterbildungsgesetz NRW ist in Kraft getreten. Auf 
Anregung der Volkshochschul-Zweckverbände in NRW hat der Landesverband der 
Volkshochschulen die Kommunalagentur Anfang dieses Jahres beauftragt, eine 
Mustersatzung für Zweckverbände zu erstellen, die die aktuellen Rechtsvorgaben 
berücksichtigt. Die Verwaltung schlägt vor, die Paragrafen 6, 16 und 18 der Satzung des 
Zweckverbandes Volkshochschule Rhein-Erft zu ändern und sich dabei an den 
Formulierungen der Mustersatzung zu orientieren. 
 
Begründungen für die einzelnen Änderungen: 
 
§ 6 Verbandsversammlung 
Änderungsgrund: Es wird ein neuer § 6a eingefügt, der in Abs. 2 - 4 die Rechte und Pflichten 
der/des Vorsitzenden der Verbandsversammlung festlegt. § 6 Abs. 4, der die Wahl der/des 
Vorsitzenden beinhaltet, wird in den neuen § 6a, Abs. 1 verschoben. 
 
§ 16 Mitwirkungsrechte 
Änderungsgrund: Durch die Digitalisierung sind neue Möglichkeiten der Mitwirkung für die 
bedarfsgerechte Planung und Durchführung von Bildungsveranstaltungen entstanden (E-
Mail, Internetformulare, Onlinebefragungen).  Die bedarfsgerechte Planung von neuen und 
die Evaluierung von durchgeführten Veranstaltungen wird im Qualitätsmanagementsystem 
der VHS Rhein-Erft festgelegt, in den jährlichen Audits überprüft und im Managementbericht 
bekannt gegeben. 
 
§ 18 Zusammenarbeit 
Änderungsgrund: Der alte § 16 „Zusammenarbeit“ des WbG ist entfallen. Dafür schreibt das 
Gesetz in § 24 durch die Bezirksregierungen organisierte Regionalkonferenzen vor, in denen 
die Möglichkeiten von Zusammenarbeit erörtert werden. Mit den städtischen 
Kultureinrichtungen kann die VHS in Zukunft unter Berücksichtigung der unterschiedlichen 
kommunalen Gegebenheiten individuell kooperieren. 



 

Gegenüberstellung der alten und neuen Fassung: 
 
 
Alte Fassung Neue Fassung 

§ 6 Verbandsversammlung 
 
(4) Die Verbandsversammlung wählt aus der Mitte der 
Vertreterinnen und Vertreter der Verbandsmitglieder 
eine Vorsitzende/einen Vorsitzenden und eine 
stellvertretende Vorsitzende/einen stellvertretenden 
Vorsitzenden. 
(5) Die Hauptverwaltungsbeamten der 
Verbandsmitglieder oder die von ihnen Beauftragten 
nehmen an den Sitzungen der Verbandsversammlung 
mit beratender Stimme teil, sofern sie nicht als 
Vertreter des Verbandsmitgliedes Stimmrecht besitzen. 

§ 6 Verbandsversammlung 
 
 
 
 
 
 
(4) Die Hauptverwaltungsbeamten der 
Verbandsmitglieder oder die von ihnen Beauftragten 
nehmen an den Sitzungen der Verbandsversammlung 
mit beratender Stimme teil, sofern sie nicht als 
Vertreter des Verbandsmitgliedes Stimmrecht besitzen. 
 
§ 6a Vorsitz der Verbandsversammlung 
 
(1) Die Verbandsversammlung wählt aus ihrer Mitte 
eine vertretungsberechtigte Person einer Gemeinde 
oder eines Gemeindeverbandes zur Vorsitzenden oder 
zum Vorsitzenden. In gleicher Weise wählt sie eine 
Stellvertreterin oder einen Stellvertreter. 
 
(2) Die Vorsitzende oder der Vorsitzende hat als 
Sitzungsleiterin oder Sitzungsleiter die Rechte und 
Pflichten, das Gremium einzuladen, die Tagesordnung 
festzusetzen, die Verhandlung zu eröffnen, zu leiten, 
zu schließen und die Ordnung in der Sitzung zu 
handhaben. 
 
(3) Die Vorsitzende oder der Vorsitzende kann von der 
Verbandsvorsteherin oder dem Verbandsvorsteher 
jederzeit Auskunft über alle Angelegenheiten des 
Zweckverbands verlangen. Die Verbandsversammlung 
ist von der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden über 
alle wichtigen Angelegenheiten des Zweckverbands zu 
unterrichten. 
 
(4) Die Vorsitzende oder der Vorsitzende repräsentiert 
den Zweckverband nach außen. 
 



 

 
Alte Fassung Neue Fassung 

§ 16 Mitwirkungsrechte 
 
(1) Die Mitwirkung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
und Teilnehmerinnen und Teilnehmer in der 
Volkshochschule an der Sicherung einer 
bedarfsgerechten Planung und Durchführung von 
Lehrveranstaltungen erfolgt in der Konferenz. 
(2) Die Konferenz berät und beschließt über 
Empfehlungen, die sich an die Leiterin/den Leiter der 
Volkshochschule oder über diesen an die 
Zweckverbandsversammlung richten. 
(3) Zu den Empfehlungen gehören insbesondere: 
1. Vorschläge zum Programmheftentwurf und zur 
Programmgestaltung 
2. Vorschläge zur pädagogischen Gestaltung der 
Arbeit 
3. Vorschläge zur Verbesserung der Lernbedingungen 
4. Vorschläge zur Öffentlichkeitsarbeit und zur 
Werbung 
5. Vorschläge zur mittel- und langfristigen Arbeit im 
Rahmen der Weiterbildungsentwicklungsplanung 
 
§ 16 a Mitglieder und Arbeitsweise der Konferenz 
 
(1) Mitglieder der Konferenz sind: 
1. zwei Vertreter der hauptamtlichen/hauptberuflichen 
pädagogischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
2. zwei Vertreter der 
nebenamtlichen/nebenberuflichen pädagogischen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
3. je ein Vertreter der Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer aus jeder Mitgliedsgemeinde 
4. zwei Vertreter der sonstigen 
hauptamtlichen/hauptberuflichen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter 
5. die Leiterin/der Leiter der Volkshochschule 
 
(2) Die Konferenz beschließt mit einfacher 
Stimmenmehrheit. Stimmberechtigt sind alle Mitglieder. 
Die Leiterin/Der Leiter der Volkshochschule hat sich bei 
Empfehlungen, die sich an sie/ihn richten, der Stimme 
zu enthalten. 
(3) Die Konferenz tritt mindestens einmal in einem 
Arbeitsabschnitt zusammen. Darüber hinaus ist eine 
Sitzung auch dann einzuberufen, wenn dies von 
mindestens einem Drittel der Mitglieder gefordert wird. 
(4) Zu den Sitzungen ist die Verbandsvorsteherin/der 
Verbandsvorsteher als Vertreterin/ Vertreter des 
Trägers einzuladen. 
(5) Die Leiterin/Der Leiter der Volkshochschule führt in 
der Konferenz den Vorsitz. Sie/Er lädt die Mitglieder 
spätestens zwei Wochen vor dem Sitzungstermin mit 
einem Vorschlag zur Tagesordnung ein. 
(6) Trifft die Leiterin/der Leiter der Volkshochschule 
eine Entscheidung, die mit einer Empfehlung der 
Konferenz nicht übereinstimmt, so ist sie/er verpflichtet, 
ihre/seine Entscheidung der Konferenz zu erläutern. 
 
 

§ 16 Mitwirkungsrechte 
 
(1) Der Zweckverband als Träger der Volkshochschule 
(§ 10 WbG NRW) gewährleistet die Mitwirkung aller 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer in der Volkshochschule zur Sicherung 
einer bedarfsgerechten Planung und Durchführung von 
Bildungsveranstaltungen. Die Durchführung der 
Mitwirkung ist als laufendes Geschäft Aufgabe der 
Verbandsvorsteherin oder des Verbandsvorstehers. 
 
(2) Zur Mitwirkung gehören Dienstbesprechungen und 
Einzelgespräche mit den Mitarbeitenden und die 
Befragung der Teilnehmenden. Die genauen Abläufe 
regelt das Qualitätsmanagementsystem der 
Volkshochschule Rhein-Erft. 
 
(3) Art und Umfang der Mitwirkungsrechte werden 
regelmäßig hinsichtlich der Zielerreichung gem. Abs. 1 
und 2 überprüft. 



 

Alte Fassung Neue Fassung 

§ 16 b Hauptamtliche und hauptberufliche 
pädagogische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
 
(1) Die hauptamtlichen/hauptberuflichen 
pädagogischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter treten 
in der Regel einmal in einem Arbeitsabschnitt zu einer 
Versammlung zusammen. 
(2) Die Versammlung hat folgende Aufgaben: 
1. Beratung von Anregungen für die Konferenz 
2. Wahl einer Sprecherin/eines Sprechers und dessen 
Stellvertreterin/Stellvertreters für die Dauer von zwei 
Jahren, zugleich sind beide Vertreter in der Konferenz. 
(3) Hauptamtliche/hauptberufliche pädagogische 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die nicht als Vertreter 
in die Konferenz gewählt worden sind, können an den 
Sitzungen der Konferenz mit beratender Stimme 
teilnehmen. 
(4) Die Leiterin/Der Leiter der Volkshochschule lädt 
spätestens zwei Wochen vor dem ersten 
Versammlungstermin zu der Versammlung ein. 
(5) Die Sprecherin/Der Sprecher bereitet die weiteren 
Versammlungen vor und lädt dazu ein. 
 
§ 16 c Sonstige hauptamtliche und hauptberufliche 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
 
(1) Die sonstigen hauptamtlichen/hauptberuflichen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Volkshochschule 
treten in der Regel einmal in einem Arbeitsabschnitt zu 
einer Versammlung zusammen. 
(2) Die Versammlung hat folgende Aufgaben: 
1. Beratung von Anregungen für die Konferenz 
2. Wahl einer Sprecherin/eines Sprechers und dessen 
Stellvertreterin/Stellvertreters für die Dauer von zwei 
Jahren. Zugleich sind beide Vertreter in der Konferenz. 
(3) Die Leiterin/Der Leiter der Volkshochschule lädt 
spätestens zwei Wochen vor dem ersten 
Versammlungstermin zu der Versammlung ein. 
(4) Die Sprecherin/Der Sprecher bereitet die weiteren 
Versammlungen vor und lädt dazu ein. 
 
§ 16 d Nebenamtliche und nebenberufliche 
pädagogische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
 
(1) Die nebenamtlichen/nebenberuflichen 
pädagogischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, soweit 
sie Kurse leiten, treten in der Regel einmal im 
Arbeitsabschnitt zu einer Versammlung zusammen. 
(2) Die Versammlung hat folgende Aufgaben: 
1. Beratung von Anregungen für die Konferenz 
2. Wahl einer Sprecherin/eines Sprechers und dessen 
Stellvertreterin/Stellvertreters für die Dauer von zwei 
Jahren. Zugleich sind beide Vertreter in der Konferenz. 
(3) Die Leiterin/Der Leiter der Volkshochschule lädt 
spätestens zwei Wochen vor dem ersten 
Versammlungstermin zu der Versammlung ein. 
(4) Die Sprecherin/Der Sprecher bereitet die weiteren 
Versammlungen vor und lädt dazu ein. 
(5) Die Sprecherin/Der Sprecher und deren/dessen 
Stellvertreterin/Stellvertreter treten mit den 
hauptamtlichen/hauptberuflichen pädagogischen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern zu regelmäßigen 
Besprechungen über Angelegenheiten der 
Programmheftgestaltung zusammen. 

 



Verwaltungsleiter VHS-Direktor Verbandsvorsteher 

   
 

Alte Fassung Neue Fassung 

§ 18 Zusammenarbeit mit den Einrichtungen der 
Verbandsmitglieder 
 
(1) Die Verbandsvorsteherin/Der Verbandsvorsteher 
lädt die Leiterin/den Leiter der Volkshochschule und die 
Leiterinnen und Leiter der anderen anerkannten 
Kultureinrichtungen der Mitglieder des 
Zweckverbandes, insbesondere die Leiterinnen und 
Leiter der Büchereien, Bildstellen, Musikschulen, 
Familienbildungsstätten und Jugendbildungsstätten 
wenigstens einmal im Jahr zu einer gemeinsamen 
Besprechung ein. In ihr werden Möglichkeiten der 
Zusammenarbeit erörtert. 
(2) Die Leiterinnen und Leiter der in Abs. 1 
genannten kommunalen Einrichtungen informieren sich 
nach Möglichkeit frühzeitig über ihre Arbeitsabsichten 
und fördern ihre Planungen gegenseitig. 

§ 18 Zusammenarbeit mit anderen Einrichtungen  
 
 
(1) Die Volkshochschule ist verpflichtet, mit anderen 
Bildungseinrichtungen in den Mitgliedskommunen 
zusammenzuarbeiten. 
 
(2) Zum Aufbau eines Systems lebensbegleitenden 
Lernens arbeiten die Einrichtungen der Weiterbildung, 
die Schulen, insbesondere Schulen des Zweiten 
Bildungswegs, die Hochschulen und die Einrichtungen 
der beruflichen Aus- und Weiterbildung zusammen (§ 5 
WbG NRW). 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes Volkshochschule Rhein-Erft beschließt 
aufgrund der §§ 7, 9 und 20 des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit (GkG 
NRW) in der zurzeit geltenden Fassung in Verbindung mit § 7 Abs. 2 Buchstabe h) und § 8 
Abs. 2 der Satzung des Zweckverbandes Volkshochschule Rhein-Erft in der zurzeit 
geltenden Fassung in ihrer Sitzung am 08.12.2023 die 14. Satzung zur Änderung der 
Satzung des Zweckverbandes Volkshochschule Rhein-Erft. 



 

§ 1 
 
§ 6 erhält folgende Fassung: 
 
(1) Jedes Verbandsmitglied entsendet je angefangene 10.000 Einwohner eine 

Vertreterin/ einen Vertreter in die Verbandsversammlung. Es wird die 
Bevölkerungszahl nach der letzten Fortschreibung des Statistischen Landesamtes 
zugrunde gelegt. Die Zahl der Vertreterinnen und Vertreter bleibt während der 
Wahlperioden der Vertretungen der Verbandsmitglieder unverändert. Für jedes 
Mitglied der Verbandsversammlung ist eine Stellvertreterin/ein Stellvertreter für den 
Fall der Verhinderung zu bestellen. 
 

(2) Sofern der Verbandsversammlung mehrere Vertreterinnen und Vertreter aus einem 
Verbandsmitglied angehören, muss die Bürgermeisterin/der Bürgermeister oder eine/ 
ein von ihr/ihm vorgeschlagene Beamtin/vorgeschlagener Beamter oder Angestellte/ 
Angestellter dazu zählen. 
 

(3) Jede Vertreterin/Jeder Vertreter eines Verbandsmitgliedes hat eine Stimme. 
 
(4) Die Hauptverwaltungsbeamten der Verbandsmitglieder oder die von ihnen 

Beauftragten nehmen an den Sitzungen der Verbandsversammlung mit beratender 
Stimme teil, sofern sie nicht als Vertreter des Verbandsmitgliedes Stimmrecht 
besitzen. 

 
§ 6a erhält folgende Fassung: 
 
(1) Die Verbandsversammlung wählt aus ihrer Mitte eine vertretungsberechtigte Person 

einer Gemeinde oder eines Gemeindeverbandes zur Vorsitzenden oder zum 
Vorsitzenden. In gleicher Weise wählt sie eine Stellvertreterin oder einen 
Stellvertreter. 

 
(2) Die Vorsitzende oder der Vorsitzende hat als Sitzungsleiterin oder Sitzungsleiter die 

Rechte und Pflichten, das Gremium einzuladen, die Tagesordnung festzusetzen, die 
Verhandlung zu eröffnen, zu leiten, zu schließen und die Ordnung in der Sitzung zu 
handhaben. 

 
(3) Die Vorsitzende oder der Vorsitzende kann von der Verbandsvorsteherin oder dem 

Verbandsvorsteher jederzeit Auskunft über alle Angelegenheiten des Zweckverbands 
verlangen. Die Verbandsversammlung ist von der Vorsitzenden oder dem 
Vorsitzenden über alle wichtigen Angelegenheiten des Zweckverbands zu 
unterrichten. 

 
(4) Die Vorsitzende oder der Vorsitzende repräsentiert den Zweckverband nach außen. 
 
§ 16 erhält folgende Fassung: 
 
(1) Der Zweckverband als Träger der Volkshochschule (§ 10 WbG NRW) gewährleistet 

die Mitwirkung aller Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer in der Volkshochschule zur Sicherung einer bedarfsgerechten Planung 
und Durchführung von Bildungsveranstaltungen. Die Durchführung der Mitwirkung ist 
als laufendes Geschäft Aufgabe der Verbandsvorsteherin oder des 
Verbandsvorstehers.



 

 
 
(2) Zur Mitwirkung gehören Dienstbesprechungen und Einzelgespräche mit den 

Mitarbeitenden und die Befragung der Teilnehmenden. Die genauen Abläufe regelt 
das Qualitätsmanagementsystem der Volkshochschule Rhein-Erft. 

 
(3) Art und Umfang der Mitwirkungsrechte werden regelmäßig hinsichtlich der 

Zielerreichung gem. Abs. 1 und 2 überprüft. 
 
 
§ 18 erhält folgende Fassung: 
 
(1) Die Volkshochschule ist verpflichtet, mit anderen Bildungseinrichtungen in den 

Mitgliedskommunen zusammenzuarbeiten. 
 
(2) Zum Aufbau eines Systems lebensbegleitenden Lernens arbeiten die Einrichtungen 

der Weiterbildung, die Schulen, insbesondere Schulen des Zweiten Bildungswegs, 
die Hochschulen und die Einrichtungen der beruflichen Aus- und Weiterbildung 
zusammen (§ 5 WbG NRW). 

 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
 
Die vorstehende 14. Satzung zur Änderung der Satzung des Zweckverbandes 
Volkshochschule Rhein-Erft wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen 
dieser Satzung nach Ablauf des Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
b) dieser Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Verbandsvorsteher hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem Zweckverband vorher gerügt 

und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
 
Brühl, den __.__.2023 
 
 
 
Rhein-Erft-Kreis 
Der Landrat 
als untere staatliche 
Verwaltungsbehörde 


